
Verkehrspsychologi-
sche Stellungnahme

Einem Lenker wurde die
Lenkberechtigung für 15
Monate entzogen und eine
Nachschulung und Beibrin-
gung eines amtsärztlichen
Gutachtens sowie einer ver-
kehrspsychologischen Stel-
lungnahme angeordnet.
Grund war eine Fahrt gegen
die Fahrtrichtung auf der
Autobahn über eine Strecke
von mehr als 22 km in alko-
holisiertem Zustand (Blutal-
koholgehalt 1,92 Promille).
Bei der Festsetzung der Ent-
ziehungszeit berücksichtigte
die Behörde, dass sich der
Lenker aggressiv verhalten
und von Selbstmord gespro-
chen habe. Gegen diesen Be-
scheid wurde keine Be-
schwerde erhoben. Nachdem
sich der Lenker einer ver-
kehrspsychologischen Unter-
suchung unterzogen hatte,
entzog ihm die Behörde die
Lenkberechtigung für die
Dauer der gesundheitlichen
Nichteignung – gestützt auf
die verkehrspsychologische
Stellungnahme und ein Gut-
achten des Amtsarztes. Ein
Antrag des Lenkers auf Aus-
folgung des Führerscheins
nach Ablauf der 15-monati-
gen Entziehungszeit wurde
abgewiesen. Das Verwal-
tungsgericht Vorarlberg wies
die Beschwerde ab.

Laut dem Verwaltungsge-
richt mangle es dem Lenker
an der nötigen kraftfahrspe-
zifischen Leistungsfähigkeit.
Der neuerlichen verkehrs-
psychologischen Untersu-
chung sei zu entnehmen,
dass der Lenker bei der Be-
obachtungsfähigkeit, der Re-
aktionsfähigkeit und dem
Kurzzeitgedächtnis ausrei-
chende Testergebnisse er-
zielt habe, deutliche Leis-

tungsdefizite lägen aber
beim Reaktionsverhalten,
der Reaktionssicherheit und
reaktiven Belastbarkeit, der
Aufmerksamkeits- und Kon-
zentrationsfähigkeit, beim
logischen Denken und bei
der Sensomotorik vor. Es ha-
be sich keine Leistungsver-
besserung ergeben. Das
amtsärztliche Gutachten ha-
be diese verkehrspsychologi-
sche Stellungnahme als
schlüssig übernommen und
die gesundheitliche Lenkeig-
nung verneint. Zwar habe
der Revisionswerber eine
fachärztliche psychiatrische
Stellungnahme vorgelegt,
derzufolge keine Hinweise
auf einen Missbrauch von
Alkohol oder eine Alkohol-
abhängigkeit vorlägen und
aus nervenfachärztlicher
Sicht keine Einschränkungen
der kraftfahrspezifischen
Leistungsfähigkeit gegeben
seien, doch sei laut dem me-
dizinischen Amtssachver-
ständige ein nervenfachärzt-
liches Gutachten grundsätz-
lich nicht geeignet, das Er-
gebnis einer verkehrspsy-
chologischen Untersuchung
aufzuheben. 

Der Lenker erhob Revisi-
on, die der Verwaltungsge-

richtshof für zulässig und
begründet erachtete: „Schon
mit dem Hinweis darauf,
dass der Lenker im Verfah-
ren vor dem Verwaltungsge-
richt eine fachärztliche psy-
chiatrische Stellungnahme
vorgelegt habe, welche aber
gänzlich ungewürdigt ge-
blieben sei, zeigt die Revisi-
on eine Rechtswidrigkeit
auf.“ Das Nichtvorliegen ei-
ner positiven verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme
erlaube es allein nicht, die
gesundheitliche Eignung zu
verneinen. Die Stellungnah-
me habe nur eine Hilfsfunk-
tion für die ärztliche Beurtei-
lung im Rahmen des amts-
ärztlichen Gutachtens. Den
verkehrspsychologischen
Untersuchungsstellen kom-
me auch keine Monopolstel-
lung bei der Beurteilung der
gesundheitlichen Eignung
zu. Auch eine negative ver-
kehrspsychologische Stel-
lungnahme müsse nicht
zwingend zur Verneinung
der gesundheitlichen Eig-
nung führen, erkannte der
VwGH. „Ausführungen ei-
ner verkehrspsychologischen
Stellungnahme sind – anders
als das Verwaltungsgericht
vermeint – nicht schon des-

halb, weil sie von einem
Psychologen stammen, einer
näheren Beurteilung durch
Ärzte, insbesondere Fachärz-
te, entzogen“, stellte das
Höchstgericht klar. Solle die
gesundheitliche Eignung
zum Lenken von Kraftfahr-
zeugen verneint werde, müs-
se auch bei Fehlen einer po-
sitiven oder bei Vorliegen
einer negativen verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme
schon das amtsärztliche Gut-
achten eine Auseinanderset-
zung mit einer fachärztlichen
psychiatrischen Stellungnah-
me enthalten, in der die
kraftfahrspezifische Leis-
tungsfähigkeit mitbeurteilt
wurde. Der Umstand, dass
dem Verwaltungsgericht di-
vergierende Beweisergebnis-
se vorliegen, erlaube es
nicht, eines dieser Beweiser-
gebnisse ohne Beweiswürdi-
gung schlicht auszublenden.

Das Verwaltungsgericht
ging auf die vom Lenker
vorgelegte fachärztliche psy-
chiatrische Stellungnahme
nicht ein. In dieser Stellung-
nahme wurde auch die kraft-
fahrspezifische Leistungsfä-
higkeit beurteilt und die
Durchführung eines Reakti-
onstests und eines Determi-
nationstests erwähnt. Dem
Revisionswerber wurde ins-
gesamt ein recht gutes Reak-
tionsvermögen und im De-
terminationstest ein durch-
schnittliches Ergebnis zuge-
standen. Insgesamt sei aus
Sicht der durchgeführten
Leistungstests die Lenkeig-
nung zu bejahen. „Dass die
Berücksichtigung dieser
Stellungnahme durch den
medizinischen Amtssachver-
ständigen zu einem anderen
Ergebnis hätte führen kön-
nen, bedarf keiner näheren
Darlegung“, entschied der
VwGH. Das angefochtene
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Verwaltungsgerichtshofentscheidung: Die Strafbarkeit ist
auch dann gegeben, wenn die konsumierte Suchtgiftmenge 
noch keine Fahruntüchtigkeit bewirkt hätte.

Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs zu den Themen verkehrspsychologische Stellungnahme

bei Entzug der Lenkberechtigung und Fahruntüchtigkeit durch Suchtgiftbeeinträchtigung. 
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Erkenntnis sei mit einem
gravierenden Verfahrensfeh-
ler behaftet. Angesichts der
dem Verwaltungsgericht
vorliegenden divergierenden
Beweisergebnisse wäre au-
ßerdem bei Abweisung der
Beschwerde jedenfalls eine
mündliche Verhandlung ge-
boten gewesen. Daher war
das Erkenntnis aufzuheben.

VwGH Ra 2015/11/0120, 
1.3.2016

Fahruntüchtigkeit
durch Suchtgift 

Bei einer Verkehrskon-
trolle stellten Polizisten fest,
dass ein Lenker Suchtgift
konsumiert hatte. Die Blut-
analyse ergab einen THC-
Wert von 1,2 ng/ml. Die
Geldstrafe für den Lenker
betrug 3.000 Euro. Der Poli-
zeiamtsarzt und der Sachver-
ständige kamen zum Ergeb-
nis, dass Übermüdung und
Suchtgiftbeeinträchtigung
vorgelegen waren.

Der Verwaltungsgerichts-
hof erwog aufgrund einer
Revision: „Durch die 19.
StVO-Novelle wurde neben
Alkohol ausdrücklich auch
Suchtgift als eine die Fahr-
tüchtigkeit beeinträchtigende
Substanz genannt.“ Während
der Gesetzgeber bei einer
Alkoholisierung ab einem
bestimmten Alkoholgehalt
des Blutes oder der Atemluft
jedenfalls von einer Fahrun-
tauglichkeit ausgeht, fehlt ei-
ne solche Grenze bei einem
durch Suchtgift beeinträch-
tigten Zustand. Ein Vortest-
gerät zur Feststellung von
Suchtgiftspuren stand zum
Tatzeitpunkt nicht zur Ver-
fügung. Ergeben sich An-
haltspunkte für eine Beein-
trächtigung durch Suchtgift,
kann der Lenker zum Arzt
gebracht werden. Wesentli-
ches Beweisergebnis für die
Annahme einer Beeinträchti-
gung durch Suchtgift ist das
Ergebnis der klinischen Un-
tersuchung durch den Arzt.
Die Blutanalyse dient allen-

falls der Bestätigung der
ärztlichen Feststellung einer
Beeinträchtigung durch
Suchtgift. Wird eine Beein-
trächtigung durch Suchtgift
festgestellt, verstößt das
Lenken gegen § 5 Abs. 1
StVO.

Der Lenker wandte ein,
die THC-Konzentration sei
lediglich ein Grundwert und
der Konsum stehe in keinem
zeitlichen Zusammenhang
mit dem Lenken. Dazu ver-
wies der VwGH: „Nach
ständiger Rechtsprechung
hat eine Person im Falle der
Feststellung einer Alkoholi-
sierung den Tatbestand auch
dann zu verantworten, wenn
ihre Fahruntüchtigkeit unab-
hängig von der Menge des
genossenen Alkohols auf
Grund irgendwelcher zusätz-
licher Komponenten einge-
treten ist.“ Die Strafbarkeit
sei auch dann gegeben, wenn
die Alkoholmenge für sich
alleine noch keine Fahrun-
tüchtigkeit bewirkt habe.
„Für eine unterschiedliche
Behandlung einer Beein-
trächtigung durch Suchtgift
und einer Beeinträchtigung
durch Alkohol besteht kein
Anlass“, stellte der VwGH
fest. Es genüge, dass die
Fahruntüchtigkeit nicht al-
lein auf die Beeinträchtigung
durch Suchtgift, sondern
noch auf weitere Ursachen
wie Ermüdung, Krankheit,
Medikamenteneinnahme zu-
rückzuführen sei. Die Straf-
barkeit sei auch dann gege-
ben, wenn die konsumierte
Suchtgiftmenge für sich al-
leine noch keine Fahruntüch-
tigkeit bewirkt hätte. Das
Verwaltungsgericht sei an-
gesichts des festgestellten
Suchtgiftgehalts in Verbin-
dung mit einer Übermüdung
zutreffend vom Lenken in
einem durch Suchtgift beein-
trächtigten Zustand ausge-
gangen. Die Revision wurde
daher als unbegründet abge-
wiesen.

VwGH Ra 2016/02/0133, 
24.10.2016 

Valerie Kraus
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